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D
ie Meyer Werft im nieder-
sächsischen Papenburg hat

schon bessere Tage gesehen. Seit
die Corona-Pandemie das Kreuz-
fahrtgeschäft zum Erliegen
brachte, gibt es praktisch keine
Nachfrage mehr nach neuen
Schiffen. Die Werftleitung will
das Unternehmen umbauen, die
Beschäftigten bangen um ihre
Jobs. „Die Stimmung ist auf dem
absoluten Tiefpunkt“, sagt Tho-
mas Gelder, Bevollmächtigter der
IG Metall in Leer/Papenburg, im
Gespräch mit der Frankfurter
Rundschau. „Ein Funke und
dann explodiert das hier“, so Be-
triebsratschef Nico Bloem.

Die beiden Gewerkschafter
erheben schwere Vorwürfe gegen
die Geschäftsführung der Werft:
Es geht um eine umstrittene Ab-
stimmung, einen Drohnenflug
und das, was die Arbeitnehmer-
vertreter:innen als Schikanen
empfinden. Was ist passiert?

Am ersten Juni-Wochenende
hatte die Geschäftsleitung die Be-
legschaft über den geplanten
Stellenabbau abstimmen lassen.
Betriebsrat und IG Metall waren
nicht an der Abstimmung betei-
ligt. Die erste Option: die Strei-
chung von 660 Stellen sowie zu-
sätzlich 200 unbezahlte Über-
stunden pro Person und Jahr. Als
zweite Option stand der Abbau
von mehr als 1000 Jobs zur Wahl.

Nach Angaben der Meyer
Werft hatten sich 1557 Mitarbei-
ter:innen an der Online-Befra-
gung beteiligt. 1446 Beschäftigte
wählten demnach die erste Opti-
on. „Es ist jetzt klar, dass die Lö-
sung über das Zukunftspaket
mehrheitlich den Willen der Be-
legschaft widerspiegelt“, teilte
Geschäftsführer Jan Meyer nach
der Abstimmung mit.

„Die Menschen hatten die
Wahl zwischen Pest und Chole-
ra“, hält Gelder entgegen, der
beide Optionen ablehnt und au-
ßerdem kritisiert, dass die
Werksleitung zwar Zahlen nennt,
aber nicht sage, wo sie die Stellen
abbauen wolle. Die Beschäftigten
seien deshalb verbittet: „Jahr-
zehntelang haben sie sich für das
Unternehmen aufgeopfert und
werden jetzt so behandelt“, sagt

Gelder. Für ihn, sagt Gelder, sei
klar geworden, dass die Ge-
schäftsführung die Zukunft der
Werft nicht verhandeln, sondern
diktieren wolle.

Der Betriebsratsvorsitzende
Bloem betont, dass weniger als
die Hälfte aller Beschäftigten an
der Abstimmung teilgenommen
habe. Seinen Kolleginnen und
Kollegen macht er keinen Vor-
wurf, sondern der Geschäftsfüh-
rung, die den Stellenabbau als
„Casting-Show“ inszeniert habe.

Eine beliebte Taktik der Ar-
beitgeberseite seien solche Ab-
stimmungen, sagte Ralf-Carsten
Bonkowski, Fachanwalt für Ar-
beitsrecht und früherer Gewerk-
schaftssekretär, der FR. Damit
werde versucht, die Belegschaft
und ihre Vertreter:innen zu spal-
ten. Arbeitnehmer:innen sollten
„einer solchen durchsichtigen
Taktik nicht auf den Leim gehen
und auf ihre gewählten Vertreter
vertrauen“. Denn rechtliche Fol-
gen habe eine solche Abstim-
mung nicht, so Bonkowski. „Ver-
handlungspartner der Arbeitge-
berin für die Verhandlung von
Interessenausgleich und Sozial-

plan bleibt der Betriebsrat. Dafür
ist er von den Arbeitnehmern des
Betriebs gewählt.“

Auch aus der Politik kam Kri-
tik an dem Verhalten der Ge-
schäftsleitung: „Ich habe die In-
foveranstaltung als ein Foul emp-
funden“, sagte Niedersachsens
Ministerpräsident Stephan Weil
der „Neuen Osnabrücker Zei-
tung“ bei einem Besuch der Pa-
penburger Werft vergangene Wo-
che. Eine Situation mit derart
verhärteten Fronten zwischen
Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
seite wie auf der Meyer Werft
kenne er „nirgendwo in Nieder-
sachsen“, so der SPD-Politiker.

Und die Fronten verhärteten
sich weiter: Die aufgeschreckten
Arbeitnehmerverteter:innen or-
ganisierten am Montag nach der
Abstimmung eine Betriebsver-
sammlung. Gegen erheblichen
Widerstand der Werftleitung, wie
Thomas Gelder und Nico Bloem
berichten. Vorgesetzte hätten Be-
schäftigten von der Teilnahme an
der Betriebsversammlung abge-
raten, Werkstore seien verschlos-
sen gehalten worden und Wach-
leute hätten Fotos von Teilneh-

menden geschossen, sagte Gel-
der. Außerdem sei eine Drohne
über die Veranstaltung geflogen.
„Das ist Union Busting“, sagt Gel-
der – ein Begriff, der den Kampf
von Arbeitgebern gegen Betriebs-
räte bezeichnet.

Das Unternehmen weist die
Vorwürfe auf FR-Anfrage zurück.
Einen Drohnenflug räumt man
ein. Um einen Überblick über die
Teilnehmerzahl sowie die Einhal-
tung der Corona-Regeln zu erhal-
ten, sei dabei ein Foto gemacht
worden, auf dem keine einzelnen
Personen zu erkennen seien. Au-
ßerdem schreibt das Unterneh-
men: „Wie auf jeder Betriebsver-
sammlung bei uns wurden von
unserem bekannten Fotografen
Aufnahmen der sprechenden
Personen gemacht. Weitere Foto-
grafen, die vor Ort waren, sind
uns nicht bekannt – ebenso de-
ren Aufnahmen.“

Seit mehr als einem Jahr streiten
Geschäftsführung, Betriebsrat
und Gewerkschaft in Papenburg.
Mit Beginn der Pandemie blieben
Aufträge aus der Kreuzfahrtbran-
che aus. Deutschlands größter
Schiffsbauer schickte seine Be-
schäftigten in die Kurzarbeit, be-
stehende Aufträge werden ver-
langsamt bis 2025 abgearbeitet.
Insgesamt rechnet das Unterneh-
men in den Jahren 2021 bis 2025
mit einem Minus von 40 Prozent
bei Umsatz und Arbeitsleistung.

Die Auseinandersetzung be-
trifft mehr als 4200 Menschen
und ihre Familien: 3600 Beschäf-
tigte der Stammbelegschaft,
mehrere Hunderte Mitarbei-
ter:innen in Tochterfirmen. An-
ders als die Unternehmensleitung
will der Betriebsrat an der
Stammbelegschaft festhalten. Re-
duziert werden sollen nur Arbei-
ten, die über Werkverträge erle-
digt werden. Das wiederum lehnt
die Werftleitung ab.

An diesem Montag treffen die
Konfliktparteien erneut zu einer
Verhandlungsrunde zusammen.
Es könnte die letzte sein: Bleibt
eine Einigung aus, könnte eine
innerbetriebliche Schlichtungs-
stelle eingerichtet werden. Diese
Einigungsstelle mit Vertreter:in-
nen aus allen Parteien würde
dann einen verbindlichen Sozial-
plan festlegen. Damit wäre die
Frage eines möglichen Stellenab-
baus in Papenburg entschieden,
die Stimmung aber bliebe wohl
schlecht.Erste Kreuzfahrten in die Ostsee starteten an Pfingsten. IMAGO IMAGES

Werft ohne Schiffe
Die Pandemie hat den Kreuzfahrttourismus lahmgelegt.

Darunter leidet die MeyerWerft in Papenburg. Geschäftsführung und

Betriebsrat ringen um die Arbeitsplätze / Von Steffen Herrmann

„Starker Aufschwung“
Bundesbank erwartet auch kräftige Inflation

D
ie Deutsche Bundesbank
hat ihre Konjunkturprog-

nose für dieses und nächstes
Jahr heraufgesetzt und erwartet
einen „starken Aufschwung“ der
deutschen Wirtschaft. Die Zen-
tralbank der Bundesrepublik er-
wartet für 2021 ein Wachstum
des Bruttoinlandsprodukts (BIP)
von 3,7 Prozent und für 2022
von 5,2 Prozent. Im Jahr 2023
rechnet die Bundesbank mit ei-
nem Anstieg von 1,7 Prozent,
wie sie am Freitag mitteilte.

Schon in diesem Sommer
könnte die Wirtschaftsleistung

wieder Vorkrisenniveau errei-
chen, erklärte Bundesbankpräsi-
dent Jens Weidmann.

Zugleich erwartet die Bun-
desbank einen kräftigen Preis-
anstieg – angetrieben von den
wieder höheren Mehrwertsteu-
ersätzen, den neu eingeführten
CO2-Emissionszertifikaten und
den stark gestiegenen Preisen
für Rohöl und Nahrungsmittel.
Die Zentralbank rechnet für das
laufende Jahr mit einer Inflation
von 2,6 Prozent – mit möglichen
Spitzen von vier Prozent zum
Jahresende. afp

Windarmes Frühjahr
Stromproduktion aus Kohle hat zugenommen

I
n den ersten drei Monaten des
Jahres hat die Stromprodukti-

on mittels Kohle die Windkraft
hierzulande wieder überholt.
Ein „windarmes Frühjahr“ habe
zu fast einem Drittel weniger
Strom aus Windkraft geführt,
teilte das Statistische Bundesamt
am Freitag mit. Gefüllt wurde
die Lücke nach Angaben der
Wiesbadener Behörde durch ei-
ne höhere Stromerzeugung aus
Kohle- und Erdgaskraftwerken.

Insgesamt wurden von Janu-
ar bis einschließlich März
138,2 Milliarden Kilowattstun-

den Strom erzeugt und ins Netz
eingespeist. Nach vorläufigen Er-
gebnissen des Bundesamtes wa-
ren das 2,6 Prozent weniger als
im ersten Quartal 2020. Stamm-
te der Strom im Vorjahreszeit-
raum überwiegend aus erneuer-
baren Energiequellen wie Wind-
kraft, Biogas und Sonne
(51,4 Prozent), dominierten zu
Beginn dieses Jahres Kohle, Gas
und Kernenergie (59,3 Prozent).

Kohle war mit einem Anteil
von 28,9 Prozent an der gesam-
ten Strommenge der wichtigste
Energieträger. dpa
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Kritik ist ein

Lebenselixier
Wer die Jugend mundtot

macht, überlebt nicht

Von Hilke Brockmann

M
ir hat der Atem gestockt.
Ich spürte diesen Stich in

der Magengrube, als ich von der
Entführung des Ryanair-Flug-
zeugs nach Weißrussland, der
Verhaftung des Passagiers Roman
Protassewitsch und seine verstö-
rende Zurschaustellung im Fern-
sehen erfuhr.

Dieser brutale Verstoß gegen
das ureigenste Menschenrecht
auf körperliche Unversehrtheit
lässt mich als Mutter physisch
mitleiden. Ich sehe diesen jungen
Mann, seine Freundin, die ande-
ren Demonstranten, und ich sehe
auch die vielen jungen Protestie-
renden und Flüchtenden in an-
deren Ländern. Und ich empfin-
de pures Unglück. In was für ei-
ner Welt leben wir eigentlich, in
der die alten Herrschenden, seien
wir ehrlich, es sind meistens alte
Herrscher, ihre eigenen Kinder
foltern undmundtot machen?

Warum ist es so schwer, der
Jugend zuzuhören und Kritik zu
ertragen? Ich will keineswegs die
Jugend von jeglichen Fehlern
freisprechen. Ich bin eine Mutter
und realistisch. Aber sie sind die
Zukunft und kein Regime wird
überleben, wenn es seine Zu-
kunft mit Füßen tritt.

Die katholische Kirche erlebt
das schmerzlich in diesen Tagen.
Dabei ist Kritik ein Lebenselixier
und ein unverzichtbares Korrek-
tiv. Die westlichen Demokratien
halten sich zu Gute, dass sie sich
durch die regelmäßige Wahl die-
sem Korrektiv stellen. Auch dort
liegt einiges im Argen. Aber De-
mokratien tolerieren Meinungs-
änderungen und wechseln dann
ihr Führungspersonal aus. Den
vielen Autokratien fehlt dieses
Korrektiv. Und gerade das macht
sie verwundbar. Denn wie schon
Tancredi im Fim „Der Leopard“
einsieht: „Wenn wir wollen, dass
alles bleibt wie es ist, dann ist
nötig, dass alles sich verändert“.

Lukaschenko ist heute 66 Jah-
re alt. Im guten Rentenalter wie
auch Putin, Xi Jinping und Erdo-
gan. Da ist es an der Zeit, seinen
Abgang zu planen. Sicher, Joe Bi-
den ist sogar 78 Jahre. Aber sein
Amtsende steht schon fest.

Regime, denen diese demo-
kratische Nachhilfe fehlt, stoßen
früher oder später an ihre biolo-
gischen Grenzen. Wenn Autokra-
ten wollen, dass etwas Brauchba-
res aus ihrer Zeit überlebt, dann
müsstensierechtzeitig ihre Nach-
folge regeln. Lukaschenko hat’s
verpasst. Er hat die Proteste der
belarussischen Kinder ignoriert.
In der Geschichte wird er einen
schäbigen Platz einnehmen. Wir
Mütter leiden und können nur
hoffen, dass gezielte Wirtschafts-
sanktionen wirksam sind.
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